
Rund 3.100 Euro zahlt jeder gesetz-
lich Krankenversicherte jährlich an 
seine Kasse. Sauer verdient – aber 
gut angelegt, wenn man dafür im 
Krankheitsfall gut versorgt wird. 
Weniger erfreulich: Darin stecken 
auch eine Menge Ausgaben für 
die Verwaltung, und die zahlt nie-
mand gerne. Da war es doch mehr 
als tröstlich, dass die gesetzlichen 
Krankenkassen seit vielen Jahren 
mit vergleichsweise geringen Ver-
waltungskosten aufwarten: Offiziell 
liegen diese bei 5,4 Prozent und 
damit noch unter denen von Unter-
nehmen aus der Privatwirtschaft. 

Doch diese Zahl stimmt hinten und 
vorne nicht, hat jetzt erstmals ein 
Team der weltweit renommierten 
Unternehmensberatung A.T. Kear-
ney herausgefunden. Es hat ganz 
genau hingesehen: Statt der schlan-
ken offiziellen 5,4 Prozent Verwal-
tungskosten sind es in Wahrheit 
satte 15,4 Prozent – oder 27,5 
Milliarden Euro. Der Trick: Einen 
riesigen Bürokratiebatzen haben 
die Krankenkassen einfach ausge-
lagert und den Kliniken, Ärzten, 

Kassenärztlichen Vereinigungen, 
Apotheken oder Physiotherapeuten 
aufgedrückt. 

So verbringt beispielsweise ein Klinik-
arzt mehr als ein Drittel seiner Ar-
beitszeit mit reiner Bürokratie, die die 
gesetzlichen Kassen von ihm verlan-
gen. Zeit, die ihm für seine Patienten 
fehlt. Nicht wenige Assistenzärzte 

verbringen sogar bis zu 80 Prozent 
ihrer Arbeitszeit mit dem Ausfüllen 
von Formularen und Co. Nicht viel 
besser ergeht es Schwestern und 
Krankenpflegern: 31,8 Prozent ihrer 
Arbeitszeit vergeht so, ohne dass es 
den Kranken zugute käme.

Ähnlich hoch ist der Verwaltungs-
aufwand eines niedergelassenen 

Arztes. In Arbeitszeit gerechnet  
kostet die Verwaltungszeit aller 
Kassenärzte fast 7,1 Milliarden 
Euro – Geld, das ebenfalls nicht 
den Patienten zugute kommt, weil 
die Zeit dafür für Verwaltungstä-
tigkeiten draufgeht, die die Kassen 
erzwingen. Und das Tüpfelchen 
auf dem i: Knapp drei Viertel die-
ser Kassen-Verwaltungsaufgaben 
sind auch noch „schlicht überflüs-
sig“, sagten die mehr als 3.000 
befragten Ärzte dem Studienteam. 
Die meiste Zeit verschwenden nie-
dergelassenen Ärzte mit dem kaum 
noch durchschaubaren Abrech-
nungssystem. Auch die sogenannte 
„Praxisgebühr“ kostet enorm viel 
Arbeitszeit. Dabei kassieren die 
Ärzte die 10 Euro ja im Auftrag 
und für die Kassen. Behalten dür-
fen sie sie nicht. 

Abrechnung, Dokumentation, Kas-
senanfragen: Der Wust von Büro-
kratie ist auch in Apotheken, in 
den Praxen von Physiotherapeuten 
oder im Sanitätshaus ein täglicher 
Gräuel. Aber: Die Kassen wollen es 
so. Die Studienautoren stellen den 
Kassen ein schlechtes Zeugnis aus. 
Sie schreiben: „Von den ‚wahren‘ 
Gesamtverwaltungskosten des Sys-

Neue Studie enthüllt: 

Gesundheitsbürokratie frisst 
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Hälfte davon schlicht überflüssig, belegt die Studie. 
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tems in Höhe von 40,4 Milliarden 
Euro entstehen 76,5 Prozent nicht 
bei den Krankenkassen, sondern 
auf Seiten der Leistungserbringer 
des Gesundheitssystems.“

Rechnet man alle Verwaltungskos-
ten zusammen, so frisst der büro-
kratische Wasserkopf bereits mehr 
als 500 Euro des durchschnitt-
lichen jährlichen Krankenkassen-
beitrags von 3.100 Euro auf. Die 
Hälfte dieser 500 Euro „sind über-
flüssig“. Das bedeutet, jeder hätte 
sofort jährlich rund 250 Euro mehr 
in der Tasche, wenn allein die 
überflüssige Bürokratie abgeschafft 
würde. Ganz abgesehen davon, 
wie viel sich noch einsparen ließe, 
würde man das superkomplizierte 
Gesundheitssystem mit seinen tau-
send Einzelbürokratien von Grund 
auf neu organisieren. 

Als allererste Maßnahme schlägt 
das Studienteam von A.T. Kearney 
dann auch vor, die Zahl der Kran-
kenkassen drastisch zu reduzieren. 
Im Jahr 2011 gab es 153 Kranken-
kassen. Aber: Mehr als 95 Prozent 
aller GKV-Mitglieder sind bei 19 
Krankenkassen versichert. Die 

restlichen fünf Prozent aller gesetz-
lich Versicherten verteilen sich auf 
106 Krankenkassen! Jede hat ihre  
eigene Verwaltung, ihre eigenen 
hoch bezahlten Vorstände, ihre Ge-
bäude ...

Kein gutes Haar lassen die Studi-
enautoren auch an dem vor ein 
paar Jahren mit viel Getöse einge-
führten „Gesundheitsfonds“. Er ist 
die riesige Geldumverteilungs-ma-
schinerie, die Zigmilliarden Euro 
zwischen den einzelnen Kranken-
kassen hin und her schiebt. Schon 
damals warnten nicht wenige 
vor einem weiteren Bürokratie-
monster. Die A.T.-Kearney-Leute 
haben genauer recherchiert: In 
vornehmem Studien-Deutsch liest 
sich ihr vernichtendes Urteil so: 
„Eine zweifellos ganz besonders 
überarbeitungsbedürftige Struk-
tur findet sich im System der  
gesetzlichen Krankenversicherung 
im Bereich des sogenannten Ge-
sundheitsfonds. An die Stelle der  
unmittelbaren Leistungsbeziehung 
zwischen Arzt und Patient ist (...) 
ein vielaktiges Vergütungssystem 
getreten, das die wenig ressour-
censchonende Mittelverwendung 

besonders augenfällig macht.“ So 
sind, nach Recherche von A.T. Ke-
arney, „ab der Überweisung des 
monatlichen Versichertenbeitrages 
durch den Arbeitgeber an die 
Krankenkasse mehr als sechs Ein-
zeltransfers von Geldern notwen-
dig, um eine Leistungserbringung 
zwischen Arzt und Patient letzt-
endlich vergüten zu können.“

Der Bürokratie-Wahn treibt also 
im deutschen Gesundheitswesen 
echte Blüten – und eine Studie hat 
jetzt mit Zahlen fest untermauert, 
wie sich allein mit Bürokratie-Ab-
bau Milliarden sparen ließen, wie 
jeder Versicherte jährlich einige 
Hundert Euro mehr in der Tasche 
haben könnte. Sollte man doch 
meinen, das Bundesgesundheitsmi-
nisterium würde sich geradezu um 
die Studienergebnisse reißen. Doch 
weit gefehlt. In einem Brief an A.T 
Kearney ließ Gesundheitsminister 
Daniel Bahr durch eine Mitarbei-
terin mitteilen, er habe keine Zeit, 
sich mit den Zahlen zu beschäfti-
gen.
 

n Gaby Guzek
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